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Gesetz
zur Neuregelung des 1-laltens und Führens ‘on Hunden in Berlin

\hm 7. Juli 201(1

Das Abgeordnetenhaus hat das iblgende Gesetz beschlossen: Abschnitt 5
Anordnungsbe kignisse. Daiensehuz.

Artikel i Verordnungserniüehtigting. Bußgeldt orschri fienGesetz ijlier das Hallen und Führen on II undeu $ 30 Anordnuntishefugnissein Berlin (1-lundegesetz — 1-lundeG)
31 Datenschutz1 nhaitsübe rsi clii

* 32 \erordnungserniachtigungAbschnitt 1

*

33 BußtieldvorschriltenAllgemeine \orsehrtlten.
l3egriIEhestimmungen

Abschnitt 6
1 Zneck des Gesetzes Schltissvurschrift

§ 2 Geltungsbereich § 34 Crhergangsregelungen
3 1 la Iterin oder 1 alter

Abschnitt 14 Falschunessiehere Ken nzeichn un e—
— Allgemeine \orschrilten.§ 5 (iellihrliche Iundc

lleL‘rill‘shestiinnitiijLen6 Sachk tinde

§ 7 Sacbktindeprüftnig
• ... Z‘teck des Gesetzes§ 8 Nach‘ eis der Sozialvertragl ichkeit

Zs eck dieses Gesetzes ist es. das lahcn und Führen von 1 lunden9 \\esensiest
-.im Land Berlin zum Schutz der n fleni 1 ehen Sicherheit zu regeln.10 Sach‘. crsiiindige Person Gefahren orzuhettgen und abzuwehren, Zweck dieses Gesetzes ist1 Zentrales Register es zudem, ein ertrligl iches Zusammen leben von Menschen und

II unden unter dcii besonderen Bedingungen einer Großstadt sicher—Abschnitt 2 zustellen.
Allgemeine Pflichten

§ 12 Kennzeiehnungsptlieht § 2
13 Reeistrierunuspflicht Geltungsbereich
14 1 haftpflicht‘ ersieherung (1) Dieses Gesetz gilt unbeschadet der Ahsitze 2 Lind 3 für alle

— 1-kinde. die im Land lierl,n gehalten oder getulirt s‘. erden.§ 1) M ttnaliiue‘. erhole
‚

(2) Dieses Gesetz gilt nicht 1w Dienstltunde der Polizei. der Bun—16 Zucht, Veniielirung. Aufzucht. Ausbildung. Abrichten. despohi-zet. des Zolls. der Bundeswehr. der Renumasdienste und desAbgabe und Erwerb
Katastrophensehtitzes sowie für geprüfie Schititzhunde hei Unter
nehmen des Be aehunesee“ erbes, so‘.‘. cii diese II unLle im RahmenAbschnitt 3
. - —

ihrer

L“ eekhestimnuine eingesetzt werden.(jelalirhiche 1 Ituide
—

- — . . . (3) $12 Absatz 2 und die $ 15.2K und 29 edlen nicht fürAssis\erhot der Zucht. \-ermehrune tuid Aheahe
.

- “ -.

-
—

— tenihtinde. Assistenzhunde sind 1 Itinde. die dazu hestuitint undIX Anze igepilic ht au ‘grund einer speziellen und durch Kenndecke oder A rhei tsgeseh irr§ 19 Naehweispllicht nachge‘. iesenen Ausbildung dazu heflihigt sind. Menschen nut dau—
20 Matdkorhpflieltt erhaken körperliclieti oder geistigen Einschrihiktnuien oder Erkran

- kuneen so‘. ie Menschen mit Sinneshehinderune und Menschen mit§ 21 Unterbringung. Beaufsichtigung und Führen geflihrlicher iiefjreifeiiden Enits ickitinessiöruneen im Alltata zu untersiützen.Hunde

§ 22 Zu‘.erlLissigkeit und Eignting
3

23 Besondere Leinenpilicht 1 lalterin oder 1 lalter
24 Befreiung von der besonderen Leinenpflicht 1 lalierin oder 1-lalter istjedc natürliche oderjuristisehe Person, die
25 Fieriirztliche Mitteilunesptliehten einen I-ltuid nicht nur vorübergehend in ihren 1-laushalt oder Betrieb

:tul genommen hat. Isi [lalterin eine juristische Person. smd die inAbschnitt 4 diesem Gesetz geregelten Erfordernisse der Sachkunde. Zu‘.erlüsNicht gelührhiche Hunde sigkeit und Eignung ‚.on jeder natürlichen Person zu erfüllen, die für
• r

- . - -.
die Betretiun e des [lundes verantwortlich ist.26 L nterhri ngung. Beau ls iclttigung und Fuhren nicht ge fahr—

lieber 1-hunde

* 27 (ie‘.‘erhsmiiL1ige Führen
Fälsehungssichere Kennzeichnung28 Leinenpflieht

F-alschtingssichere Kennzeichnung ist die dauerhafte Kennzeich§ 29 Befreiung vuit der Leinenpllicht nung eines Hundes rad einem elektronisch lesbaren Transponder
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Menschen und Tiere und keine GeEthren für fremde Sachen aus
gehen praklische Sachkunde).

(2) Als sachkundig im Sinne des Absatzes gelten in der Regel:
Gefliltrliche 1 lunde

II unde. bei denen au lrund rassespezifisehier Merknin le
oder Abstammung ‘. on einer über das natürliche MaLt hinausgehen
den Kampihereitschaft. Angritfslust. Schärl. einem nicht ständig
kontrollierbaren J agdi rieb oder ei ncr anderen in ihrer Wirkung er—
gleichharen, Mensch oder Tier geüihrdenden Eigenschaft auszuge
hen ist, gellen als gel)ihrliehe 1 lunde im Sinne dieses Gesetzes. Ge—
flihrhiclte 1 kinde im Sinne des Satzes 1 könneu durch Reehist erord
n ung 1 § 32) näher definiert n erden.

(2) Wenn wesentliche Merkmale des l‘hänot PS eines 1-lundes die
A nnahtnc recht rtigen. dass der II und einer in der Rechtst erord—
nung 1 32) genannten Rasse oder Kreuzunte zuzuordnen ist, gilt er
als gelährlicher hund im Sinne dieses Gesetzes. es sei denn, es“ ird
auf Antrag der 1 lalterin oder des 1 la Iters durch Begutachtung des
lundes festgestellt, dass es sieh nicht um eine solche Rasse oder

Kreuzung handelt.

(31 Gefährliche 1 lunde im Sinne dieses Gesetzes sind ferner 1 Itin
dc. deren Gefährlichkeit die zuständige Behörde istgcsleIlt hat. Die
Gefährlichkeit eines flundes besteht, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass on ihm eine Gelühr für die öffentliche Sicherheic ausgeht. Dies kann insbesondere der Fall sei ci. tt ei

er einen Menschen
a) gehissen oder

h) in sonstiger Weise u iederhoh oder seIm er\t egend ge fhr—
det, insbesondere iii ge fahrdrolmender Weise angesprungen.

hat, ohne zuvor angegriikn oder pro‘ oziert “orden zu sein.
2. er außerhalb der n aidgerechten Jagd oder des II ütehetriebes ein

anderes Tier gehetzt, gehissen oder gelötet hat, ohne zut orange
gri Yen t orden zu sein, oder

3. bei ihm von e inc r aos der Abstamtiiu ng. Au sb i Id u ng. II alt 0 n goder Erziehung lölgenden. über das natürliche Maß hinausge
henden Kampibereitschaft. Angriffslust. Schürte oder einer an
deren. Menschen oder Tiere ‘ergleichhar gefährdenden Eigen
schaft auszmzehen ist.

Als Ausbildung im Sinne ‘ mi Satz 3 Nummer 3 gilt nicht die ord
nungsgemäße Ausbildung von Diensthttnden der Polizei. der Bun—
despolizei, des Zolls und der Bundeswehr sott ie die Atishildung
zum geprö ften Schut,hund. Widerspruch und Klage gegen die Fest
stellung nach Salz 1 haben keine atikehiehende Wirkung.

(4) Die zuständige Behörde hebt auf Antrag die Feststellung nach
Absatz 3 Satz 1 für die Zukunft auE “cnn die Halterin oder der
1 alter nachweist, dass ‘on dem l-lund keine Gelähr im Sinne des
Absatzes 3 Satt 2 mehr attsgeht. Als Naehtteis nacls Satz 1 gilt ins
besondere der Naehtt eis der Sozial verträglichkeit des II undes ge—
muß 8 Absatz 2. Ein Antrag nach Salz l kann l‘rühestens zwölf
Monate nach Eintritt der Unantehtbarkeit der Feststellung der Cc
lbrl ic hkeit gestellt“ erden,

(1) Sachkundig ist, wer
- die erforderlichen Kenntnisse fiber die sichere und tiersehutzge—

rechte 1 laitung. das Sozialt erhalten, die art— und rassety pischen
Eigenschaften sowie die Erziehung und Ausbildung on 1 hunden
besitzt und

2, mis den Reeins orschri Ren für den Ii mgang mit II unden er—
traut ist

ttheoretiselie Sachkunde)
so\\ je

1 ierärztinnen und Tierärzte.
Führerinnen ttnd Führer ton Dienstltunden ( 2 Absatz 2).
Personen, die In ihrem 1-1 und eitle JadaebrattehshttndeprüRtng
erfolgreich abgelegt haben.

4. Persniten. die über eine Erlaubnis nach II Absatz 1 Satz.
Nutomer 6 oder 8 Buchstabe fdes Tierschut‘gesetz.es in der Fas
sutig der Bekanntmaehttng vom IX. Mai 2(11)6 (BGBI. IS. 206.
1311). das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 13 des Gesetzes sotn
3. Dezember 2015 (BGBI. IS.2 78) geändert worden ist, in der
jeueils geltenden Fassung. oder nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nttni
ncr 8 Buchstabe a des Tierschutzeesetzes in der jeteils gelten
den Fassung zur gewerbsmäßigen Zucht oder 1-haltung von 1 lutt -

den verfügen.
Personen, die die S:mchkundeprüfung 1 7) hestatideti haheti,
Personen, die als sachverständige Person ( IG) atierkannt sittd

7. Personen, deren Saehkttnde durch eine zuständige Behörde ei
nes anderen deutschen Landes‘‘anitl ich anerkannt wurde,

8. Personen. die ttach‘t eisl ich in den letzten fünf Jahren tor Bean—
tragung der Sachkttndebescltei nigung nach Absatz 3 über einen
Zeitraum von mindestetis drei Jahren ununterbrochen e inco
1 hund gehalten oder für eine j uristische Person betreut haben.
ohne dass

a) es zu Vorfällen im Sinne des § 5 Absatz 3 Satz 3 Nutnmer 1
oder 2 gekomnten ist,

h) Anordnungen im Sinne ‘. on § 30 Absatz 4 bis 7 oder Ab
satz 9 hestandskrät)ig ge‘t orden sind,

c) gegen die Person ein Bußgeld itn Sinne von § 33 erltängt
wurde oder

d) Anordnungen nach dem Tiersehutzgesetz egen Verstoßes
gegen tiersehutzreehtliehe Bestimmungen im Zusaniinen—
hang mit der Stindehaltung hestandskräftic gett orden sind.

AlS saeltkundig gelten auch Persotien, die die Sachkttnde im Sinne
des Absatzes 1 auf eine andere. vergleichbare Weise nacltu eisen
können.

(3) Die zuständige Behörde erteilt einer Person, welche die \braus
setzungen nach Absatz? nachgett iesen hat, auf Antrag eine Sachkttn
deheselteinigung. Der Antrag ist ahzulelttten. wenn Tatsachen die
Annahtnc begrütiden. dass die Person nicht über die erlürderlichett
Kenntnisse und Fuihigkeiien im Sinne des Absatzes 1 tertügt.

5 achkun deprü turnt
Sachkundeprüfung ist eine Prüfung der itt § 6 Absatz 1 be

zeichneten Kenntnisse und Fähigkeiten. u eIche nach den durch
Rechtsverorduung ( 32) ksaelegten \brgaben tun einer Person
uf eigene Kosten hei einer sacht erstuind igen Person (§ IG) abgelegt

t ird. Die Prüfung unil‘asst einen theoretiseheu und einen prakti
sehen Teil.

(2) Die saehverständige Person erteilt der geprüften Persnn eine
Bcsebeinigttng über das Ergebnis der SaehkundeprüRtng. Sot‘.eit
ertürderlieh. kann die zuständige Behörde ton der sachverständigen
Person Auskttnft über Einzelheiten der Prül‘ung und die l‘hennitt
1 ung von Prüfunterlagen ‚erlangen. Der Betroffene ist vor der Saclt
kundeprül‘tcng über diese Möglichkeit der Daenühermittlttng zu in—
lbrni ieren.

Naeh‘t eis der Sozialverträghieltkeit
(1) Für jeden gefährlichen 1 hund nach 5 Absatz 1. der den

15. Lehenstnonat ollendet hat. so‘t ie auf Anordttung nach 30
Absatz 6 Satz 2 Nummer 5 für einen sonstigen 1 Itind hat die 1-lalterin

Nlikroehip gemäß 1 SO—Norm, in t elehem eine einmalig ‘ergebe
ne. un‘ eränderhiche Cbipnuninter gespeichert ist.

3.

6.

Sachkttnde

3. fähig ist, seinen 1 hund im Alltag so zu führen, dass ton ihm vor
aussiehtl ich keine Cäeflihren oder erheblichen Belästigungen für
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oder der l-la her der zuständigen Behörde nachzus eisen, dass der
1 bnd keine der in 5 Absatz 3 Satz 3 Nummer 3 genannten Eigen
schallen besitzt.

(2) Der Nach“eisnachAbsatz 1 kann in der Regel durch einen bei
einer saeh-erstiindigen Person 1 10) erfolgrech aheeiegcn \Ve
senstest ( 9) geführt “-erden. es sei denn, Tatsachen begründen die
Annahme. dass das Testergebnis auf einer unzureichenden Uberprü—
Ring beruht oder unrichtig ist- Die Befugnis der zuständigen I3ehör—
dc nach 31) Absatz 1 b)ebt unherjihrt.

§9
\Vesensiest

1) Der \\senslest wird nach den durch Rechtsverordnung 1 32)
festgelegten Vorgaben auf Kosten der [lalzerin oder des Halters von
einer sachverständigen Person ( § 10) durchge führt. welche den zu
prüflnden Hund “eder gezüchtet noch atisgebildct hat.

(2) § 7 Absatz] gilt entsprechend.

§ II)
Sacli erständige Person

1 Saeh erständige Personen im Sinne dieses Gesetzes hedörfün
der Anerkennong durch die für das Veterinärwesen zuständige Se
nats er“ altung.

(2) Als sacherstUndige Person für die Begutachtung eines 1-lun-
des zur Feststellung, oh der II und einer der in der Reehtsverordnting
( 321 als gelährlich im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 1 genannten
Rassen oder Kreuzungen angehört, verden auf Antrag Personen
anerkannt, die nach“ eisen. dass sie über ertiefze Kenntnisse über
die phänotypisehen Merkmale vnti 1 lunden dieser Rassen oder
Kreuzungen erfügen.

(3) Als saeltverstiindige Person für Saehkundeprüfunen t 71
n erden auf Antrag Personen anerkannt, die nachweisen, dass sie

ertiefte Kenntnisse über die sichere und tierschutzgereclue
l-laltung. das Sozial erhalten, die art— und rassetvpisehen Eigen—
schaflen sowie die Erziehung und Ausbildung ‘nn Hunden be
sitzen und die Fähigkeiten haben, auch cltarakterlieh schwierige
oder gehihrliche 1 Rinde sicher zu R\Iiren

2. mit den Rechtsvurschriften für den Umgang mit (Ituiden ser—
traut sind so“ ie

3. die eribrderliehe persönliche Zttveriässigkeit besitzen, uni die
Prüfttngen ge“ issenhaft und unparteiiseh durchzuführen.

Eine Verireterin oder ein Vertreter der zuständigen Behörde darf zur
Uberpröfung des Vorliegens dieser Vnraussetztingeti auch unange
meldet, an einer von einer sachverständigen Person durchgeführten
Prüfling heohaehtend teiltieltmen.

(4) Als sach‘.erstiindige Person fr die Durehführting von Wesens-
tests ( 9) terden auf Antrag Personen anerkannt, die neben den
Voraussetzungen nach Absatz 3 nachs‘eisen. dass sie über spezielle
Kenntnisse der \er)ialtetisbiologie on Hunden erhigen.

(5) Die anerkannten sachverständigen Persutien ‘erden in ein von
der für das Veterinäntesen zuständigen Senats en altung geführtes
Verzeichnis aul‘getiommen. In diesem Vjzeiehnis werden deren
Namen. Vornamen. Ansehri lt und telefonische Erreichbarkeit ge
speichert. solange diese Person .Saeltkundeprüfüngen nach 7 vor
Iii m ni t.

(6) Die Anerkennung nach Absatz 1 kann nn der für das Veteri—
tiär‘s esen zuständigen Senats er\\ altung insbesondere zurückgenum—
mcii oder‘ iderrufen “erden. “cnn
1. Tatsachen die Annahme recht6migen. dass die stseInersändige

Person nicht oder nicht mehr über die erforderliche persönliche
Zu‘ crtässigkeit erfügt oder

2. die sachverstiindige Person nicht nach M aBgabe der Rechts‘ er—
ordnung ( 32) naehteist. dass sie sich in dem gebotenen Um
thng fortgebildet sowie eine Mindestanzahl von Saehkundeprü
hingen oder \\‘esenstests durchgeführt hat,

II
Zentrales Register

1) Zur Erfassung aller nt Land Berlin gehaltenen 1-bunde w rd ein
zentrales Register errichtet, in dein die folgenden Daten gespeichert
“er den:

Name. \brnanien, Anschrift einsehlieütteh Adresszusat,. und
Geburtsdatum der t lalterin oder des 1 alters, wenn es sieh uni
eine natürliche Person handelt.

2. Name oder Bezeichnung und Anschrift der -lahterin uder des
Halters, “cnn es sieh uni eine juristische Person handelt,

3. C‘hipnuninier des Hundes ( 4),
4. die Nummer der l‘lakettc nach 19 Absatz 3.
5. Rasse,ugehörigkeit des Hundes oder Angabe der Kreuzung. so

weit feststellbar.
6. Geschlecht und Geburtsdatum des 1 hundes.
7. Beginn und Ende der Haltung einschließlich Ahhandenkommen

des 1-htindes,

8. Tod des 1 hundes und
9. Art des Biss‘ orftulls oder Art der Getlilirdung ‘ott Menschen

oder Tieren hei Feststellung der Gdllihrlichkeit eines 1-lundes
nach 5 Absatz 3.

(2; Das zentrale Register dient
der Durchführung dieses Gesetzes.

2. der Identifizierung ‘. on 1 lunden,
3. der Feststellung der 1 halterin oder des t-lahiers eines 1 lundes so—

wie bei hcrtenlosen l-lunden der Ermittlung der letzten 1-lalterin
oder des letzten 1-laliers,

4. der Durchführung der Atifeahen des hlundcsteuergesetzes vom
10. Oktober 2001 (CVL3I. 5. 539) in der jeweils geltenden Fas
sung,

5. der Durchführung des Tierschotzgesetzcs in der je“eils gelten
den Fassung surn ie

6. der Gewinnung statistischer Erkenntnisse über die nach Rasse
oder Kreuzung oder Gelährlichkeit aufgeschlüsselte Anzahl der
in Berlin gehaltenen 1-Rinde.

Abschnitt 2
Allgemeine Pflichten

‚ii
5—

K cnn ze ich ii u ngs ph ic itt
II) Die 1 balterin oder der 1 latter hat auf eigene Kosten dafür zu

sorgen. dass ein Fluid, der dcii dritten Leben sinn n at o lt endet Ii tut,
mii einer flilsehungssichcren Kennzeichnung (* 4) versehen ‘ ird.
Die l-lalterin oder der 1 labter sowie den Hund führende Personen
sind verpflichtet, das Auslesen des Transponders durch die zusuiindi
ge Behörde zu dulden und zti uiterstützen.

(2) Außerhalb des eingefricdeten Grundstücks, auf dem der 1 lund
gehalten ird, und bei M ehrfhmi 1 ienhäusern aaLierha Ih der Woh—
nung müssen Hunde stets ein geeignetes t iatsband oder Brustge—
schirr mit dem Namen und der Anschrift der 1 lalterin oder des Hal
ters sowie der 1-lundesteuermarke tragen.

§ 13
Registrierunuspllicht

1) Bei Beginn der Haltung hat die 1 lal terin oder der 1 halter dem
zentralen Register uns erzüglich die in 1 Absatz 1 Nummer 1
bis 6 bezeichneten Daten auf eigene Kosten zu übermitteln utid auf
Verlangen nachzu“ eisen.

(2) Die 1 lalterin oder der 1-lalter hat
Änderungen ihres oder seines Namens und der Anschrift sot‘ie

2, Veränderungen der tätschungssichercn Kennzeichnung ( 4)
unverzüglich dem zentralen Register mitzuteilen und auf Vrlangen
na c hz ti‘t‘e i sen.
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13) Das Ende der Haltung hat die bisherige Halterin oder der bis
herige l-lalter unverzüglich dem zentralen Register zu melden und
auf Verlangen nachzuweisen. Wenn die El altung durch den lbd des
hundes beendet wurde, ist zusätzlich das Todesdatum mitzuteilen.

(4
1 laflpflicht ersicherung

(1) Die 1-lalterin oder der Halter hat von Beginn der 1-laltung an
fortlaufnd e inc Ha fpfl icht ersicherung zur Deckung ‘. on durch
den 1 lund ‘. erursachten Personen— und Sachschäden über eine Nun—
destdeckungssumme on eincr NIiI!ion Euro je VersicherungsIll zu
unterhalten. Es darf keine höhere Selbstbeteiligung als 501) Euro pro
Versicheningsjahr vereinbart sverden. Die Gesanitleistungspflicht
des Versicherers für alle Versicherungsilillc eines Versicherungsjah—
res darf auf das Doppelte der Mindestdeckungssumme begrenzt
“erden.

(2) 1 bnde, die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes
gehalten tverden, dürfln im Land Berlin nur geführt werden, wenn
für sie eine l-laftpflichtversicherung nach Absatz 1 besteht.

15
Mit nah mcv erhote

(1)1 lunde dürfen nicht mitgenommen werden
1. auf Kinderspiclplätze.
2. in Badeanstalten utid an ölEntliche Badestellen mit Ausnahme

an als solche gekennzeichnete Hundehadestellen so je
3. auf als solche gekennzeichnete Liegewiesen.

(2) Die zuständige Behörde kann in Gebieten, die aufgrund on
Gesetz. Rechtsverordnung oder Widmung der Erholung der Bevöl
kerung dienen. für bestimmte Bereiche ein [lundetnitnahme‘ erbot
atsordnen. Die Bereiche sind an den Zuganeswegen durch Schilder
zu kennzeichnen. Wird von dieser Ennäehtigung Gebrauch gemacltt.
sollen angemessene Kompensationshläehen Ihr Hunde im Sinne des

28 Absatz 3 ausge‘iesen verden,

(3) 1 lundekiitnpI oder 1 lottdewettkiimpfl sind verboten, soweit
l3isserletzungen des Hundes oder anderer hezeckt sind oder in
Kauf genommen ‘verden.

(4) Darüber hinausgehende Vorschriften bleiben unberührt.

16
Zucht, Vermehrttng, Aufzucht. Ausbildung,

Abrichten, Abgabe und Enverb
(1) Die Zucht. Ausbildung und das Abrichten ‘on Hunden mit

dem Ziel der Ileraushildung einer Eigenschaft nach § 5 Absatz 3
Satz 3 Nummer 3 sind ‘erboten.

(2) Bei der Zucht und Veniiehrung von Hunden ist eine größtmög
liche VielIhlt genetischer Verltaltensmerkmale an Stelle einer selek
tiven Steigerung genetischer Aggressionsmerkmale sicherzustellen.
Bei der Aul‘zucht und Ausbildung eines Hundes ist insbesondere auf
die ileranhildung eines für Mensch und her sozialverträgliehen
( 8), der Halterin oder dem Halter jederzeit Folge leistenden 1-lun-
des hinzuwirken.

(3) Die 1 laltunL‘ eines 1 hundes dar!‘ nur aufgenommen ‘erden.
‚venn der Hund

‘jon einer Person, die über eine Erlaubnis nach § II Absatz 1
Satz 1 Nummer 3, 5, 6 oder 8 Buchstabe b oder f des Tierschutz
gesetzes verfügt, oder

2. ‘on einer nach § 6 Absatz 2 Nummer 1.2,3 oder 6 als sachkun
die geltenden Person

erworben wird, es sei denn, der Hund ist zum Zeitpunkt des Enverhs
bereits älter als ein Jahr.

(4)Wer einen Hund abgibt, hat dem Enverber eine Bescheinigung,
die Angaben über seine Identität. einen Nachweis der Voraussetzun
gen nach Absatz 3 sowie Angaben, welcher Rasse oder Kreuzung der
1-bnd angehört, zu erteilen. Der Enverher eines 1-bundes ist verpflieh

tet. sielt eine Beselteinigung gemäß Satz 1 austcllen zu lassen und
diese für die Dauer der Haltung des Hundes atil2ubewahren.

Abschnitt 3
Gefährliche Hunde

§ 7
Verbot der Zucht, Vermehrung und Abgabe

Die Zucht und Vermehrung von ge tährlichen 1-funden nach § 5
Absatz 1 so ie deren Abgabe sind erhoten. Ilienon ausgenommen
ist die Abgabe an und durclt Tierlteime und ähnliche Einrichtungen.
die über eine tiersehutzrechthche Erlaubnis zum 1-lalten von Tieren

erftigen.

§ (8
Atiz.eiuepfi icht

Die 1-lalterin oder der Halter hat die Haltung eines gellihrli—
eheq l-luttdes nach 5 Absatz 1 unter Nachweis ihrer oder seiner
Personalien einschließlich der Attschirit‘t unerzüalich der zustiindi—
gen Behörde anzuzeigen. Dabei sind
1. die Rasse oder Kreuzung.
2. die Chipnummer ( 4).
3. das Geschlecltt und Geburtsdatum des Hundes sowie
4. der Name cud dieAttsehrift der bisherigen Halterin oder des bis

herigen 1-lalters
anzugehen und die Iesehein igung nach § 16 Absatz 4 vorzulegen.
1-bat der 1 hund zu diesetn Zeitpunkt den dritten Lebettsmonal noch
nicht otlendet. ist die C‘hipnummer unverzü lich nach Erreichen
der Altersgrenze mitzuteilen. Dte zustLindiee Behörde erteilt der
1-lalterin oder dctu lialter eine Bescheinigung über die Anzeige.

(2) Die h halterin oder der 1 alter hat der zuständigen Behörde
Änderungen der Personalien einschließlich der Anschrift, die AuIa
bc der 1 leItung sowie den Tod des 1-lundes unerzüglich schriftlich
oder elektronisch mitzuteilen. Im Falle der A ttfeahe der 1 laltung ist
der Verbleib des 1-fundes tiachztiweisen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Tierheime und ähnliche
Einrichtungen, die über eine tiersehutzrechtliche Erlaubnis zutn
Halten von Tieren ‘. erlTtgen -

§ ‚9
Nacluveispfl icht

1) Innerhalb von drei Wochen nacht der Anzeige (§ 18 Absatz 1
hat die 1 lalterin oder der Halter ein Führungszeugnis Ihr l3eltörden
zu beantragen. Die Antragstellting ist der zuständigen Behörde auf
Verlangen nachzuweisen -

(2) Innerhalb ‘on acht Wochen nach der Anzeige hat die b-halterin
oder der [lalter gegenüber der zuständigen Behörde

- ihre oder seine Sachkunde ( 6).
2. das Bestehen der l-laftpflichtversiehterung ( II Absatz 1) su‘ je
3. den durehtgelührten Wesenstest ( 9)
uachzu‘eisen. Sofern der (-hund den (5. Lehensmonat noch nicht
oIlendet hat, ist der Nachweis über den durchgehrien Wesenstest
binnen vier Wochen nach Erreiciten dieses Alters zu führen.

(3) Die zuständige Behörde erteilt Ihr den Ilund eine Plakette,
\enn die Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 erfüllt sind, es sei
denn, es ist nach § 22 von der Unzucrlässigkeit oder Ungeeignet
heit der (-lalterin oder des h lalters auszugehen oder es bestehen auf
grund des Ergebnisses des Wesenstests ( 9) begründete Anhalts
punkte dafür, dass der Hund eine der in § 5 Absatz 3 Satz 3 Nunt
ncr 3 genannten Eigenschaften besitzt.

(4) Die Plakette ist am Halsband oder Brustgeschirr des 1 hundes
zu befestigen. “-cnn der 1-bund außerhalb des aushruchssicheren
Grundstücks. aol dem er gehalten ‘ird. und bei \lehrfamilienhäu
serrt außerhalb der Wohnung geführt wird. Bis zur Erteilung der
Plakette hat die den Hund ftihrende Persott die Bescheinigung nach
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IX Absatz 1 Satz 4 mitzutflhren und der zustilndigen Behörde auf
Verlangen zur Prühsng auszuhändigen.

§ 20
N lau 1 korhpll icht

Geflihrliche Hunde nach 5 Absatz 1 tiiüssen ah dem sieben
ten Lebenstnonas außerhalb des aushruchssicheren Grnndsiüeks. ‘auf
dem sie gehalten “erden, und hei Meltrlhniilienhäusern außerhalb
tier \Vohniing siels einen heißsicheren Maulkorb tragen.

(2) Die zttstLindige Behörde kann bei tierärnliclter Indikation
Ausnahmen on der Maulkorhplliclit 7ulassen, so seit keine Gelöh—
ren Ihr Leben und Gesundheit un Menschen oder Tieren zu he—
fürchten sind. Die Ausnahmegeneltmigung ist mitzuführen und der
itisßindigen Behörde aut‘ Verlangen zur Prüttin auszuhiindigen. Sie
erlischt hei Auflaahe der 1 laltung des 1 lundes.

(3) Gellihrliche Ilimde nach § 5 Absatz 1 sind ‚un der Maulkorb—
pflicht befreit, so“ dt dies für einen urdnunsgemäben Wesenstest

1 unerlässlich und die Sicherheit ‘ un Menschea und Tieren ge—
u ührleistet ist.

§ 21
k1nterbringttng. I3eaiifsichtiginig
und Führen getlllirliclter 1 lunde

Geflilirliclie 1 Itinde ( 5) sind ausbruclissicher tinterzubringen.
An jedem Zugang in dem Grundstück. auf dem der II und gehaltenu ird. ist ein gut sichtbares Schild mit der Außchrift „Vorsicht ge
tährlieher 1 limd‘ anzubringen.

2) IE in ge hUt rl ic her II und dar 1‘ nur Personen überlassen im d nil
ni Personen gehalten oder geführt werden, die
1. das IX. Lebensjahr ullendet haben tind
2. üher die erlorderliche Zu\ erlässigkeil Lind Etgnting ( 22) sou le

Saelikunde (§ 6) verfügen.
(3) (.iel!ihrliche II tinde müssen außerhalb des aushruclissicheren

Ci runtlstüc k s,auf dc nt sie gehalten s erde n. hei lehr hirn Ii enl iii ti—
sern außerhalb der Wohnung. stets heaufsichtigt ‘verden. Eine Per
son darf e inc n ge führ 1 icI je n 1 1 und nie Iii gleichzeitig mit rn ehr als
eineill anderen gehihrliclten 1 Itind tntd in eitler Gruppe ‘on insge—
sa ni t Ii dcli steti s i er 1 u nde ii FUhre n.

22
Zn erliissigkeit tind Eignting

1) Eine Person besitzt die erlhrderhche Zuverlässigkeit im Sinne
des § 21 Absatz 2 in der Regel nicht. wenn

ihr Fültrutlgszeugnis aust‘ ei st, dass gegen sie wegen einer tor—
sötzliclt begangenen Straftat eine rechtskrüftige gerichtliche
Entscheidung ergangen ist, die nach 32 Absatz 1. 2 iuld 3
Nunitner 1 oder 3 in Verbindung mit § lt Absatz. 1 Satz 1 Num
mer 1 des I3undeszentralregistergesetzes in der Fassting der Re—
kanntntaehttng ‘.oru 2t. September It)R4 U3GW. 15. 1229. 1055
1 5. 195), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. No
vember 21)15 (BGB). 1 5. 21)17) geändert “orden ist, in der je
“eils geltenden Fassung. in ein Führungszeugnis Ihr Behörden
atilzunehnien ist.

2. sie tttederholt oder gröhlich gegen Vorsclirif cn dieses Gesetzes
‘, erstoßeti hat,

3. sie iederholt oder grob) ich einer unan ‘echtbaren Anordnung
der zuständigen Behörde nach § 30 zuwidergehandelt hat oder

4. sie sich als Führerin oder Führer eines 1 lundes. der an eitlem
Vorfall im Sintle des § 5 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 oder] betei
ligt war, ‘ titis Ort des (iescltehens etnl‘ernt hat. bet or sie zujauns
ten der anderen l3eteiligien und der Geschädigten die Feststel
(utltr ihrer Person und der Art der Beteiligung durch ihre
Ati‘vesenhett und durch die Allgahe der Beteil tgtitig ermöglicht
hat.

geschäftsunliihig ist.
2. tt cgen einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder

seeli selten Behinderutig dttrch eine gerichtlich bestellte Person
betreut s ird tind auch eine SacllkundeprU Ihtig nach § 7 Absatz 1
nie In best antI en 11 at.

3. alkoholkratik (1(1er rauschtuittelsüchtig ist oder
4. körperlich tiieht in der Lage ist. dcii geflihrliclletl hund sicher zu

führen.

23
Besondere Leitienpilicht

1) Außerhalb des aushruchssichcreti Gruttdstücks. atif dem der
1 lund gehalten t ird. und hei Mehrlhmilienliäusern außerhalb der
Wtihnutig snid gellihrliehe Hunde (* 5) orbel:altlich der Bestitii—
nitingen des Absatzes 2 stets an einer llöcllstetls z\ ei Meter laugen.
reißfesten Leine zu lthrett. Die Leitlenpilicht gilt tticht in speziell
ausgewiesenen tind kenntlielt getiiachteti II tttideauslaufgehietcn.
sofern

1. der gellihrliche 1 und eitlen heißsicltcreti Maulkorb trägt.
2. der geflihrliche 1 Itind siclt im F.int irkutlgshereich der ftilirenden

Person heU ndet.
3. der gefliltrliche Hund jederzeit zurückgerufen sterdeit kann tinti
4. keine Gclhhr Ihr die ötlintlielie Sicherileit oder erhebliche Re

liisiigung von dem geftihrlichen 1 kind attsgeht.
(2) Geliihrl iehe II unde sind

in der llausgenieinscliaft zugänglicllen Bereichen ton Nlehrfa—
milietihäuseni. insbesondere uI Aufzügen. Treppenltiiusern. Kel—
leni. aufl lolilächen und Zti“ egen.

2. iii Büro- und Geschüftshiiusern. Ladengescltäften. Ven altungs—
gehäudeti tind andereti ölTetitlich zugänglichen hatilichien Anla
gen und deren Zutsegen.

3. hei öffcntlicheti \‘ersatiimlttngeti titidAufzügeti, \hlksfesteti tmd
soii St gen Nie nsc he nan sarn nil ttnge ti auf öffeni liehen St rai.Scn
und PlLitzeti.

4. in (il‘I‘etitlicheil Verkehrsmitteln. auf L1alnhöleti utid an
stellen sti5ie

5. in F tißgängerznneti
‚tets an einer höchstens eineil Meter Ianeeti. retßlesten Leitie zti füIi—
ren.

(3) Innerhalb eines aushrttehssicheren Grundstücks dürfen gefähr
liche hunde ( 5) ntir mii Zustitiimutig der Inhaberin oder des Inha
bers des 1 lausreehts ohne Leine ge Ildirt t‘erden. Steht Dritten an
einem ausbrnehssicheren Grundstück ein Wegerecht zu, Itat die
Flalteriti oder der 1 la 11er sicherzustellen, dass der cc Ihhrl ic he 1 lund
nicht tnihean Esichtigt oder unangeleint in den Bereich des Grund
stücks gelangeti kann, in detii das Wegerecht best imni ungsgetnüß
ausgeübt wird, es sei denn die Inhaherin oder der Inhaber des Rechts
hat dciii i uges mi mt.

§ 24
Re t‘reiung 1. oti der besonderen Leinenptl icht

(ietllhrliehe 1 bnde ( 5) sind ton eitler Leinenp)licht befreit.
sotteit dies für

eine ordnungsgemäße Sachknndcprü lone ( § 7 oder
2. eitlen ordnungsgetiiäßen \Vesentesl ( 0)
unerlässlich utid die Sicherheit ton Menschen tind Tieren get ähr—
leistet ist.

(2) Aitf Antrag der l-lalterin oder des 1 latters kann die zustätidige
Behörde eineil ge (Zihrl ehen lbund nach § 5 A hsatz 1 ton eitier Lei—
ncnpllicht hefreieti. “cnn

im Einzelfall keitie Getähren für Lehen und Gesnttdlieit on
Menscheti oder Tieren oder für Sachen Zu befürchten sind utid

2. die Halterin oder der BaIser die Pflichten nach den IX und 19
erftillt hat.

(2) Die erforderliche Eignung im Sinne des 21 Absatz] besint
in der Regel nicht. „er
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Die Befreiung kann unter Auflagen erteilt verden. Über die Befrei- 2. die erlbrderliehe Zuverlässigkeit und Eignung im Sinne des § 22ung von einer Leinenpflieht erteilt die ztistündige Behörde der HaI
terin oder dem 1 aBer eine I3eseheinieune. Die den Hund ohne Leine — •. -

-führende Person hat die Beseheinicung initzulühren und der zustän-
(3) Die Genehmigung kann unter l3eIritungen. Bedingungen und

digen Behörde auf Verlangen zur Prüfling auszuhändigen. Auflagen erteilt tt erden.
(3) Die Befreiune ‘on der Leinenpflicht nach Absatz 2 gilt nicht (4) Die Genehmigung ist hei Ausübung der Tätigkeit mitzuführen

tod d.. ‚nsiardiLr Bd )rdd ul \ LrlantLn in Prohin_ iu,zuli in1. in den Fallen des 2 Ansatz 2,
.

—
• digen.2 in ei LntlILhu Gun und 1 rholoncsaul iLcn sen Lit in dicsLn

) l-lai die znstandiL‘e Behorde ober einen Antratz aul Genehmi—nicht die Atilliehnnc der Leinenpflicht im Sinne des § 25 Ah- . —
. . —

— . . enne einer Tatinkeit nach Absaiz 1 nicht innerhalb enier Frist vonsatz 3 speziell aiist.‘ew iesen und kenntl cli eemacht n orde.
.

—

— drei \lonaien enischieden. gilt die Genehmigting als erleilt.3 auf Waldfläehen. die nicht als l-lundeauslanfgehiete speziell aus—
gen iesen und kenntlich gemacht sind.

254. auf Sport- und C‘ampingplätzen.
Leinenpflicht

5. in Kleingarienkolonien und (1) Außerhalb des einceli-iedeten Grundstücks, auf dem ein Hund,6. für läufige Flündinnen. der nicht inner § 5 füllt, gehalten ‘ rd. und bei \lehrlhmilienhLitisern
Darüber lii nansuehende \rseliri flen sen ie 20 bleiben unberührt, aulierha Ih der Wohnung sind 1-bnde an der Leine zu führen.

(2) Die allgemeine Leinenpflieht gilt außer iii den in § 29 genann
25 ten Fällen nicht für einen von der 1-lalterin oder dem 1 lauer bereits

Tierärztliclie \litteiluuespllicliten ‘. or Inkrafureten dieses Gesetzes gehaltenen bund. es sei denn, es ist

..

. „. ein Leinenzn-ane für den 1-hund aneeord net norden oder sonst cc—1) \\er als 1 erarzlin oder Tierarzt einen ge 1 ahrl ehen II und nach . —

—5 Absatz 1 mit einer flilschungssielieren Kennzeichnung ( § 4) setzlieh ‘ eranlasst.
ersieht, hat der zuständigen Behörde un‘ erzüglich (3) Die Leinenpflicht gilt ferner nicht in speziell ausgen iescnen

die (‘hipnumnier des 1 fundes so ie und kenntlich gemachten 1 [nndeaislatitebeten so‘t ie in anderen
von der ‚uständi cen Behörde speziell auseesviesenen und kenntlich2. den Namen und die Anschrift der 1 -lalterin oder des 1 lalters gemachten Bereichen ö fl!ntlicher Grün- und Erliol ungsan lagen.mitzuteilen, wenn die 1-laherin oder der 1 lauer keine Bescheinigung so eitüber die Anzeige nach § IX Absatz 1 Satz 4 ‘erlegt.
1 . der 1-bund sich im F.in‘ irkungsbereich der führenden Person be(2) Tierärztinnen und Tierärzte, die hei Ausübung ihrer berufli- hndetehen Tätigkeit feststellen, dass

.2. der [fund Jederzeit zuruck gern en “erden kann undein eeflihrlicher 1-bnd nach 5 Absatz 1 nichi flschtinessicher
.

— . .

— 3. keine Getahr jur die oflentl ehe Sicherheit oder keine erliebl ehegekennzeichnet ist,
l3elastigung tun dem 1 kind ausgeht.2. ein gelhhrliclter ilund nach 5 Absatz 1 tragend ist oder

. .

(4) Die 1_eine muss so heschal len sein, dass der 1 und sicher cc—3. ein 1-bund gefährlich mi Sinne des § 5 Absatz 3 sein könnte. hallen “erden kann. Die Leine muss reißfes sein. In den in §24teilen dies zusammen mit dem Namen und der Anschrift der Halte- Absatz 3 Satz 1 Nuinnier 2 bis 5 bezeichneten Bereichen ist derrin oder des 1 lalicrs urit erzüglieh der zuständigen Behörde mit. Die— Flund an einer höchstens z“ ei Meier langen Leine zu führen. Ausge—ser obliegt die n eitere Aulkhjirung des Sachverhalts. hildete Jagdhunde und in Ausbildung befindliche Jagdhunde dürfen
in diesen Bereichen ohne Leine ge ijihrt nerden. sos‘ cii dies zur aid—Abschn itt 4 gerechten Jagdansübung oder zur A nshi dung zum Ji‘_zdgehraticlisNicht ieetährliehe Hondc hund erforderlich ist.

§26 §2‘)Unterbringung. Beaufsiehugung und Befreiung von der LeinenpfliehtFühren nicht gellihrlieher [Binde
(1) Ein 1 kind, der nicht tinter § 5 CIIi, ist vorbehaltlich der Re—Ein eingefriedetes Grundstück, auf dem ein 1 lund. der nicht stimmungen des Absatzes 2 von der Leinenpilieht befreit, wennunter § 5 liii lt. gehalten wird, muss gegen das Emutt eichen des 1-um— i . er von einer Person ceflihrt n ird. der von der z nstiind i cen Re—dcs lnLcnltsscn &L%ichLrt 5cm

lio dc cind 5 hkuiid.ocsLll iniLunL (‘ 6 \b ii, ii cncilt wor(2) Ein 1 bund nach Absatz. 1 darf außerhalb des eingefriedeien den isl, undGrundstück‘s, auf dem er gehalten wird, und bei Mehrlhniilienhäu-
—‘2. jur ihn kein Leinenzwane angeordnet ist.5cm außerhalb der \% ohnune nicht unheattlstchttet sein, Er darl nur

—Personen überlassen und nur von Personen geführt tterden. die Die den Hund ohne Leine führende Person hat die Bescheinigung

.

. . — nach § 6 Absatz 3 jederzeit mi; sieh zu führen und der zuständittenoai ur korperl ich und ueisti ix geeignet sind und
.. - - .. -B eh ordc auf Verlangen zur Pru In ne a usz Ulla n di ge ii.2. die Gewähr dafür bieten, dass Menschen, Tiere oder Sachen - . . . .

-(2) Die Betreiuna on der Leinenpll ieht nae Ii Absatz 1 uii(t nichtdurch den [fund nicht gel ahrdet tterden.
1. in den Fällen des entsprechend anzotvendenden § 23 Absatz 2.(3) Line Person darl nicht gleichzeitig mehr als vier I-Itmde fuhren.
2. in den in § 24 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bis 5 bezeichneten

§ 27 Bereichen und
Gewerbsmäßiges Führen 3. für läuiice 1-Jündinnen.

(II Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes itonde gewerhs- Darüber hinausgehende Vorschriften bleiben unhcrt)hrt,mäßig führt, bedarf für das Führen von mehr als vier 1-Itinden der (3)1 bunde sind I‘erner ton der Leinenpflieht befreit. soweit dies für(meiiehmigung durch die zustandige Behorde.
.

-

--

.. . ‚. 1. eine ordnungsgemäße Sachkundeprülung ( 7).(2i Die zustandiee Behorde erteilt die (jenehmienne. “cnn mc
Antragsmellerin oder der Antragsteller über —

— 2. einen ordnungsgemäßen \Vescnstest ( 9) oder
1. Kenntnisse und Fähigkeiten nach § 0 Absatz 3 Satz 1 Num- 3. die Ausbildung zum Assistenzhnnd ( 2 Absatz 3)ncr 1 und 2 und notwendig ist.
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(4) Unbeschadet der § 2 und 29 sind 1-lunde stets an einerhöchstens einen Meter langen. reißIsten Leine zu fähren
in zueiingliclten Bereichen von Mehrt‘ami 1 ienhäusern. insbeson
dere in Aul>iigen. Treppenhäusern. Kellern und auf Hofilächen
und Zutvegen.

2. in Büro— und GeschäfishL%usern. Laden6eschähen. Verw alttings—gebäuden und anderen öflcutli lt zugänglichen baulichen Anla
gen und deren Zus‘ egen,

3. hei öflntlichen Versammlungen und Aufzügcn, \bIkslsten undsonstigen Menschansanimlungen auf öhl‘entliclten Straßen undPlätzen.
4. in öffentlichen Verkehrsmitteln. Huf Bahnhöfen und an 1 laltestellen sow je
5. in Fußgängerzonen.

Abschnitt 5
Anordnungshehiignisse, Datenschutz., Verordnungsermächtigung.

Bußgeld‘ orsehri ften

30
Anordntingsbe ftign isse

1) Die zuständige Behörde kann anordnen. ihr einen Hund
- zur Bestimmung der Rasse oder Kreuzutte (* 5 Absatz 2).

2. zur Prüftmg der Sozial‘.erträglicltkeit ( S) oder
3. zutn Auslesen des Transponders ( 12 Absatz 1 Satz 2)

orztiltthren. In den Fällen ton Satz 1 Nummer 1 utid 2 kann diezuständige Behörde on der [-lalterin oder dem 1-lalter auf deren oderdessen Kosten die Vorlage eines Gutachtens oder Nacltt eises einersach‘ ersiändigen Person ( 10) erlangen.
(2) Dic zuständige Behörde kann eine amts— oder lhchLirztliche1‘ ntersucltung anordnen, wenn Tatsachen die Annahme recIitfirti—gen, dass eine Person. die einen gefährlichen 1 bnd ( 5) hält oderwiederholt gelUhrt hat, nach § 22 Absatz 2 Nummer 3 oder 4 ungeeignet ist. Auf Anlärderung der zuständigen l3eliörde teilt die Ärztinoder der Arzt im Einzelläll das die tragenden Feststellungen undGrunde enthaltende Gutachten tn it, soweit deren Ker,ntn is Fr dieztistiind ige Behörde unter Beachtung des Grtindsatzes der Verhält—nismäßigkeit Ok die ‘on ihr zu treflände Entscheidung erforderlichist. Die ärztliche Mitteilting über die Utttersucltttngsbefttnde ist ineinem gesonderten. terschlossetien und ‘. ersiegelten Umschlag zuübersenden. Die übermittelten Daten dürkn nur für die nach 3(1

\hsatz 4 Ntimmer 3 und Absatz 5 Nummer 3 zu tre fl‘enden Entscheidungen ‘erarbeitet oder gentitzt werden. Zu Beginn der Unter
suchung ist die Betroffene oder der Betroffene auf deren Zweck unddie Ubennittlungsbefugnis an die zuständige Behörde hinztis‘eisen.Die Arztin oder der Arzt übermittelt der lietrolTenen oder dem Betroffenen oder, soweit dem ärztliche Gründe entgegenstehen, derVertreterin oder detii Vertreter eine Kopie der aLl fgrund dieser Vor—schrift an die zuständige Behörde erteilten Auskünfte.

(31 Die zuständige Behörde kann hei begröttdetcn Zweifeln an derZut erlässigkeit oder der Saehktinde
der Ilalterin oder des Halters eines gefährlichen 1 Ittndes nach

5 Absatz 3 oder
2. on Persotten. die einen gefährlichen -bnd ( § 5) w iederltolt ge—

führt haben,
die Beantragting eines Führungszeugnisses für Behörden und denNach“ eis der Sachkutide ( § 6) attordnen,

(4) Die zuständige Behörde kann das 1-balten eines gefährlichen
lundes 1 5) untersagen. wenn die 1 lal terin oder der II alter

1. gegen (4Ahsatz 1, § 15 bis IXAbsatz 1, § l9Ahsatz 1 oder
‚-\bsatz 2. § 20 Absatz 1. 21 oder § 23 terstoßen hat,

2. einer tollziehbaren Anordnung nach den Absätzen 1 bis 3 nichtnachgekommen ist oder
3. nicht üherdie erftirderliclie Zuverlässigkeit oder Lignung( 22)

(5) Die zustätidige Behörde kamt das Führen eines gefährlichen
1-bundes t 5) untersagen, wenn die hetroflne Person
1. gegen dte 15.20 Absatz 1. 2! Absatz? tider 23 ‘erstoßen

hat.

2. einer ollziehbaren Atiordnung nach den Absätzen 2 oder 3
nicht ii aehgekt im iii eti ist oder

3. nicht über die erforderliche Zuterlässigkeit oder Eignung ( 22)
t erHitzt.

6) Die zuständige Behörde kann das 1 alten eitles lbttndes tnit
Auflagen tersehen. wenn der Hund ein Verhalten gezeigt hat, durchdas Menschen oder Tiere geschädigt. gefährdet oder erheblich beläs
tigt oder fretnde Sachen beschädigt oder getährdet worden. Zulässig
ist insbesondere die Anordnung

der Ii n fruc htha nn acht‘ ng,
2. des Leinen- oder Maulkorbzwangs.
3. der ausbrochssicheren 1 laltung.
4. des Nacht etses der Saehktinde ( § 6).
5. des Nacht‘ eises der Sozial‘ erträghichkeit ( H ) oder
6. des Besuchs einer 1 bundeschule.

(7) Die zuständige Beltörde kann zur lieseitigutig und Verhütungvon Gefahren für Lehen und Gestindheit ‘. on Menschen oder Tieren
das Finken otid das Führen son Hunden im Einzellähl oder gene
rell untersagen sowie

2. die Sicherstellung eines Hundes anordnett.
Die generelle Uniersagung des Flaltens Lind des Führens on 1 Itin—
den soll zeitlich befristet sein.

X ) Im Falle der Sicherstellutig eines 1 btindes gelten die § 39, 41)
Absatz 1 bis 3 und § 4! des Allgemeinen Sicherheits— und Ord—
ii u ig sgese tzes in der Fass tt n g der B ekan ti tniach ti ng o nl 1 1 . Ok to—her 2006 (GVBI. 5. 930). das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
‚otn 7. Jtili 2016 (GVBI. 5.430) geändert “orden ist. in der je“eilsgeheadeti Fasstmg ctttsprcchend. 50w cii Satz 2 nichts Ahtt eichen-
des bestimmt. Die Kosten der 5 ichterstel 1 ung und \‘er\\ ahrung hataht etchend von § 41 :\bsati 3 Satz 1 des Allgetneineit Stcherhe,ts—Lind Ordnungsgesetzes die Halterin oder der 1 balter des 1 Intides zu
tragen. hei herren losen 1 btinden die letzte 1 la Iterin oder der letzte
1 baIser.

Q ) Die zuständige Behörde kann die Tötung eitles 1 kindes anord
ne ii. we nil ‘Fa tsac Ii cii die Anti a lt tue rec Ii t 6_‘rt i gen, dass

auch in Zukunft ‘. on dem 1 und eine konkrete Gehähr für Leben
oder Gesundheit ‘. on Menschen oder Tieren atisgehit und

2. dieser Gellihr nicht attf eine andere zumutbare und tiersehtitJge—
rechte Weise begegnet werden kann.

Die Kosten der Tötung und der Tierkörperheseitigung hat die 1 balte—
rin oder der 1 alter des II otides ztl tragen, hei Iterren losen l-Ittttdeitdie letzte 1 lalterin oder der letzte 1 alter.

(10) Die zuständige Behörde kann im Übrigen die zur Beseitigungkstgestellter Verstöße und die zur Verhütuitg künftiger Verstößegegen dieses Gesetz ion‘ endigeti Anordtittngen trefl‘eti.
(II) Widersproch und Klage gegen Anordnungen nach den A hsät—

zen [ bis 7 und 10 haben keine aufschiebende Wirkutig.

§ 31
Date nsc htttz

(1 Die zttstätidige Behörde ist berechtigt, personenhciogene Daten zti terarheiten, soweit dies zur ErHOlung der durch dieses Gesetzbegrttndeten Aufgaben eslbrdcrhich ist.
2) Folgende Daten dürfen erhoben werden: Name. Vornamen.Anschrift des Hauptvohnsitzes, Anschrift in Berlin. flUls der Haupt—wohnsitz außerhalb liegt. Geburtsdatum. die Uhipnomtner nach 4.

die Nummer der Plakette nach 19 Absatz. 3 sowie weitere Daten ztt
den Stich‘ erhalten, die Gegenstand der Regeltingen des Abschnitts 3oder einer Anordnung nach § 30 sind, Insbesondere dflr6n auchDaten aus den heigehrachtcn Führongszeugnisseti erhoben “erden

terfügt.
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sn te Daten. die Verstöße gegen dieses Gesetz und die daraus Ihl—
genden Sanktionen betretkrn.

(3) Die Übermittlung der rechtmäßig erhobenen personenhezoge
nen Daten an Behörden des Landes Berlin und an Ordn ungs— und
Polizeihehörden eines anderen Landes ist zulässig. so“eit dies fk
die Erfüllung ordnunushehördlicher oder polizeilicher Aulahen
smt ie die Durch führung des I-lundesteuergesetzes eründerlich ist.
Dahei ist der Abruf pcrsoncnbezogener Daten durch I3ehürden des
Landes Berlin auch im automatisierten Vertähreu zulässig. Für Vor
haben der Wissenschaft und Forschung ist nur die Uherniittlung an—
onvmisicrter Daten zulässig,

(4) An Personen oder Stellen außerhalb des ü flentl ichen Bereichs
dürfen personenhezogene Daten übeniiittelt ‘verden. soweit der oder
die Auskttnllshegehrende ein rechtlich geschütztes Interesse an dcr
Kenntnis dieser Daten glaubhaft tnacht ttnd die schutz‘ ürdigen In
tercssen der betrol1nen Personen nicht üben‘ iegen. Insbesondere
darf eitler durch einen 1 lttnd tlescllüdigten Person auch Auskunft
darüber erteilt erden. ob und selche Anordnungen nacit 3(1 von
der zuständigen Behörde aufgrund des schädigettden Ereignisses
erlassen wttrden. Die Emp Ringerin oder der Empilinger ist darau
hinzu“ eisen. dass die Daten nur zu dem Zw eck-genutzt “erden
dürfn, zu detn sie übermittelt senkn.

(5) Personenbezogetle Daten, die nach § II Absatz in ei netn
zentralen Register uespeicliert werden, sind itt löschen. wenn die
Speicherung ttnzulässig ist. Hat die bisherige I-Ialtertn oder der bis
herige 1-la her denl zentraletl Register das Ende der 1 laltung des
l-Iutldes gemäß § 13 Absatz 3 getneldet uttd aegehenenfttlls auf Ver
langen nachgewiesetl. sind die persunenbezogenen Daten nach eitler
l-rist on eittenl Jahr zu löschen. Daten tutch § II Absatz 1 Nutn—
mer 9 sind zu lüschetl. ‘venn die zttständige Behörde gemäß 5Absatz $ die Feststellung der Geflihrlichkeit eitles l lundes aufgeho—
bett hat.

(6) Andere persunetihezugene Daten sind zu lüselten. tvetln die
Speicherung ltnzulässig ist oder bei der tiach bestimmten Fristen
orzunehmendeti Uherprüftmng oder aus Anlass-einer Einzellblthear—
beitung listgestelIt w rd. dass ihre Kenntnis für die speichernde
Stelle zttr ErItil 1 ung der ihr ttaclt diesem Gesetz zugewiesenen Auf
gaben tiicht mehr erlbrderlieh ist. Die in Satz 1 geitannten Fristen
dürfen regelmäßig

bei der Anordtlung der Tötung des l--lttndes und eines 1-laltungs—
erhots zehn Jahre.

2. hei der Anordnttng der Sicherstellung des 1-lundes ttnd eines
1 laltungst erbots fünf Jallre,

3. hei der Anordnutlg der Tötung des Hundes, eines Leinen— oder
Maulkorhzw angs oder der Sicherslellttng des l-lttndes drei Jahre
und

4. bei der Verw arnung wegen eines Vorfalls ohne Gclihrdung von
Menschetl sechs Monate

nicllt üherscltreitetl. Kürzere Prülfristen sind zu vergehen, “cnn dies
nach dell Umständen des Einzelfalls angemessen ist. Längere
Priiti‘risten dürfeti ergebetl tverden. “cnn es sich uta einen beson
ders schwert iegenden VorIhIl handelt und Tatsachen die Annahmerecittlerugetl. dass die Geflihr der Wiederlmotutlg besteht. Die Grün
de der Verlängerung sitld aktenkundig zu machen. Die Fristen begin
nen mit dem Anlass. der die Speicherung begründet hat,

32
\‘erordn ungsenll äc h t i cung

Die tttr das Veterinärt esen zuständige Senats‘ en‘ altttng „ rd er—
tnächtiL‘t. durclt Rechtst ererdn ung zu regeln:
1. Einzelheiten der Erriclllting und des Füllrens des zentralen Re

gisters ( II). insbesondere die Best inimungen für die Erhe
bung. \‘erarheitung ttnd Nutzttng der Daten einschließlich deren
L‘bermittlttng. aucll im aututnatisierten Ahrttt\ erfahren, und Lö—
sellung. sowie die Maßnahmen des Datenschutzes itnd die Be—
stimmung der zttscündigen Bellörde: die Beattftragung einer jtt
ristisellen Person des Prit atrechts mit der Errielltung und deni

Führen des zentralen Registers t Beleillung 1 katln ‘ orgesehen
“erden, wenn die j uristisehe Person die Gew ähr für eine sachge
rechte AulahenerfülItttlg bietet.

2. Liste der Rassen und Krcttzungen ton Hunden. die als geftillr
lich im Sinne des 5 Absatz 1 Satz 1 gelten.

3. Einzelheiten zum Nachweis der Saehkunde nach 6 Absatz 2,
4. Inhalte und \-rführen der Sacllkundeprütung ( 7 Absatz ttnd

des Wesenstests ( 9 Absatz 1). einschließlich tun Vorgaben zur
Durchsetzttng angemessener, den Kostenauftvand nicht über—
steigender Enlgelle 1k die Durehlbhrttng der Saeltknndeprü
fu n

5. Voraussetzungen und Verführen der Anerkennung sacllt erstän
diger Persunen t [0). Anforderttngen an die Fortbildung und
den Mindestum fang ihrer Tätigkeit so“ ie Vuraussetzuttgetl der
Rücknahme ttnd des Widerrufs der Anerkennung,
Inhalt und Führen des Verzeichnisses nach § 1(1 Absatz 5.
Form ttnd Inhalt der Bescheinigungen naell § 6 Absatz. 3 Satz 1

16 Absatz 4. 18 Absatz 1 Satz 4 und § 24 Absatz 2 Satz 3
sowie der Plakette nach 9 Absatz 3.

§ 33
Bußgeldt orscllri Iten

Ordnungstt idrig handelt, “er vorsätzlich oder flihrlässig
• entgegeti 12 Absatz 1 nicht für die llilsehttngssichere Kenn

zeichnung sorgt oder das Auslesen des Transponders durell die
zitstiindige Behörde nicht duldet ttnd unterstützt.

2. entgegen 12 Absatz 2 einem 1 lund das torgeseliriehene 1-lals-
band (,der I3rttstgescllirr tiicht atilegt.

3. entgegen 13 Daten nicht an das zentrale Register meldet oder
seiner Nuch\veisptlicllt nicht tlachkotnntt.
entgegen § 14 Absatz 1 keine l-laftpllicltttersicherung tttlterltält.
entgegen § 1 Absatz 2 eitlen 1 lund. für den keine 1 laftptlicht—
ersicherung besteht, im Land Berlin führt,

6. entgegen § 15 einen [lund an einen der genannteti Orte oder in
einen Bereich. für den ein II undetnitnallmet erbot angeordnet
wurde. mitnimtnt

7. entgegen § 6 Absatz 1 oder § 17 hunde züchtet. termellrt. aus
bildet. ahriehtet oder abgibt.

X. entgegen § 16 Absatz- 3 die Haltung eines [Ittndes aulnimait.
9. entgegen 16 Absatz 4 einetl 1 bnd abgibt, ohne die l3eseheini-

gltng zu eneilen. oder einen 1 lund erwirbt, ohne sieh die 1k-
scheinigutig attsstellen zu lassen und diese für die Datter der
1 Ialtttng des I‘Iundes au fztthett ahren,

ID. entgegen § 1 Absatz 1 die Haltung eines [bundes nicht utt‘er
zügliclt der zuständigen Behörde anzeigt oder nicht die torge
sclmriehenen Angaben macht,

II. etitgegen 18 Absatz 2 der Mittcilungs- oder Naehweisptlteht
tucht nacllkotutilt.

12. entgegen § 19 Absatz 1 kein Führungszeugnis beantragt.
13. entgegen 19 Absatz 2 die Saehktttlde. die Ibaftpfliehttersielte

rttng oder die Durchführung des Wesenstests licht n:tehtveist.
14. entgegen § 19 Absatz 4 die Plakette nicht am 1 lalshand oder

Brustgesehirr des 1 [ttndes heflestigt oder tor Ertei lttng der Pla
kette die Bescheinigung nach 18 Absatz 1 Satz 4 nicht mitführt
oder nicilt aol Verlangeti der zuständigen Behörde ztmr Prüfutlg
a oshän d igt.

15. entgegen 2flAhsatz 1 eitlen 1-lund uhne heißsicheren Maulkorb
führt.

16. entgegen § 20 Absatz 2 die Ausnaltmegenehmigung nicht mit—
füllrL oder auf Verlatlgen nicht der zuständigen Behörde zur I‘rü
hing aushändigt.

17. entgegen § 21 Absatz 1 einen [bund nicht aushruehssielier unter-
bringt oder nicht die torgeschriebenen Hinweisschilder an
bringt.

6.

7,

4,

1
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18. entgegen § 21 Absatz 2 (,der § 26 Absatz 2 Satz 1 (,der Satz 2
einen Hund unheaußichtigt lässt oder ihn einer Person überlässt.
die nicht die don jess eifs genannten Voraussetzungen erfaßt.

19. enteegen 21 Absatz 3 Satz 2 einen gctälirlichen Hund talciclt—
zeitig mit mcli r als einem anderen ge t]irl ichen II und führt,

20. entgegen 23 oder 28 einen Hund ohne die torgeschriehene
Leine führt.

21. entgegen § 24 Absatz 2 Satz 3 oder 29 Absatz l Satz 2 die
Bescheinigungen nicht mit führt oder nicht auf Verlangen der zu
ständigen Behörde zur Prüfung aushändigt.

22. etitgegen § 26 Absatz 3 nicht als ‘ ier 1 funde gleichzeitig führt.
23. entgegen § 27 Absatz 1 tind 4 gewerhsmäßig Hunde ohne die

erlbrde rl i ehe (Je neh mi g mlg ftih rt oder die (Je n eh tu ha u mc n i eh
ni ii führt oder ii icht auf Verlangen der zuständigen Behörde aus—
liändigt oder

24. einer nl Iziehbaren Anorduting der zustand igen Behörde nach
§ 30 Absatz 1 bis 7. 9 und 10 nicht nachkommt.

25. entgegen 5 Absatz 3 Hundekämpfü oder l-lundewettkämpfe
teranstaltet oder an ihnen mit einem 1 lutid oder sonst teilniniint.

t2 Die Ordnungstt idrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1
Nummer 7 oder Nummer 25 mit einer Geldbuße vou bis zu ftinI>ig—
tausend Euro. in den tihrigen Fällen mit einer Geldbuße on bis zu
zehntausend Euro geahndet werden. Hunde. auf die sieh eine Ord—
nungsw idrigkeit nach Absatz 1 Nummer 7. 13. 24 oder 25 bezieht.
können eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungsw id
rigkeiten ist anzu“ enden.

Abschn itt 6
SchI itss‘ orsmrhri II

§ 34
Ü berga Fig srege 1(1 nge n

Wer nach § 7 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über das 1 lalten und
Führen ‘ott Hunden in Berlin vom 29. September 2004 (GVBI.
8.424), das dttrch Gesetz vom 23. Juni 2005 (GVBI. 5. 338) geän
dert worden ist, durch die für das Veterinärwesen zuständige Senats—
er“ aftttnti als Saehverssändiger benannt wurde, gilt bis zum In—

krafttreten des § 10 als sachverständige Person im Sinne dieses Ge
setzes. Bis zum Inkrafttreten der kechtst erordnung nach 32 prüfen
die in Satz 1 Bezeichneten die Saehkunde von Personen und die
Suzialverträglichkeit von Hunden nach Maßgabe von 6 Absatz 1
und 8 Absatz 1 sowie der für ihre bisherige Tätigkeit geltenden
Regelungen.

(2) Wer zum Zeitpunkt des Inkrafuretens der § 1 und 13 eitlen
1-lund hälL Itat dein zentralen Register ( II) spätestens bis zum
Ablauf des sechsten auf das Inkrafttreten der § II und 13 folgenden
Kalendermonats die in 13 bezeichneten Daten zu überniitteln.

(3) Wer zttm Zeitpunkt des Inkraftiretens dieses Gesetzes für ei
nen Hund eine [laftpflichtversicherunu ( 14) mit einer höheren
Selbstbeteiligung als 500 Euru pro Versiclterungsjaltr unterhält, hat
spätestens bis zum Ablauf des sechsten auf das Inkrafttreten dieses
Gesetzes folgenden Kalenderuconats für die Anpassung des Versi
eherungsschntzesan die gesetzl ehe Regelting zu sorgen.

(4) Die Pflichten nach 18 Absatz 1 und 19 Absatz 1 und 2
gelten als erfüllt. “cnn eine Person. die zum Zeitpunkt des Inkraft
tretens dieses Gesetzes einen gclührliehen 1 lund tiach 5 Absatz 1
hält, in Bezug auf diesen Hund ihren Verplliehtungen nach § 5 Ab
satz 1 und 2 des Gesetzes über das 1 lalten und Führen on l-lundcn
in Berlin vom 29. September 2004 tGVBI. 5.4241. dasdurclt Gesetz

om 23. juni 2005 (GVBI. 5. 338) geändert ‘torden ist, bereits nach-

gekommen ist. Eine nach 5 Absatz 3 Satz 1 des Gesetzes über das
Halten und Führen von Hunden in Berlin ‚om 29. September 2004
(GVBI. S.424). das durch Gesetz ‘om 23. Juni 2(105 iGVBI. 5. 338)
geändert worden ist, erteilte Plakette gilt als Plakette nach § 9 Ah-
salz 3 (ort.

(5) § 3 und 4 Absatz 2 des Gesetzes über das Ilalten und Führen
ton llunden in Berlin votit 29. Septettiber 2004 (GVBI. 5.424). das
durch Gesetz om 23. Juni 21)05 GVIII. S 338) geändert ‘torden
ist. sind bis ztttn Inkrafttreten der Rechtst erordnuag nach 32 tsei—
terhin anzuwenden. 4 Absatz 2 jedoch längstens bis zum 31. De
zember 2016.

Artikel 2
;jtclerti ng des Straßen rd nigu n 1sgeselzes

Das Straßenreinigungsgesctz vom 19. Dezember 1978 (GVI3I.
5. 2501). das zuletzt durch Gesetz vont 1$. Notemher 2010 (GVBI.
5. 509 geändert “orden ist. w rd \t ic olgt geändert:
1. 8 Absatz 3 vi ird wie folgt gefasst:

‚43) l-lundehalter tind II unde führer haben dafür Sorge zu tra
gen. dass ihre 1 lundc die Straßen nicht verunreinigen. Sie haben
heim Führen des 1 lundes für die ollstiindige lleseitigung ton
1 tundekot geeignete 1 lilfsmittel mit sich zu führen. Diese Anfor—
d cm nge ii gelten nicht itt r Menschen, die aufgrund da ne rha l‘te
körperhcher oder geistiger Einschränkungen oder Erkranktingen
nicht zur Beseitigung von 1 lundekot in der Lage sind7

2 In § 9 Absatz 1 Nummer 6 sverdcn nach den Wörtern ‚.nicht un—
‘erzüglich beseitigt die Wörter ‚oder für die vollständige Be
seitigung von 1-lundekot geeignete llilfsmittel nicht mitFtihrt‘
etngeliigt.

Artikel 3
1 nkrn[ltre(en, Atillerkra[ttreten

1 Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am Tage
nach der Verkündung im Gesetz— und Verordnungshlatt für Berlin in
Kraft. Gleicltzeitig tritt das Gesetz über das 1 latten und [ ühren ton
Hunden in Berlin vom 29. September 2004 (GVBI. 5. 424), das
durch Gesetz vom 23. Juni 2005 (GVBI. 5. 338) geändert worden
ist, außer Kraft.

(2) Artikel 1 II) tritt nut dciii Ablauf des letztcit Tages des zw ölt‘—
ten au f das 1 nkra lii reten der Rechtst erordnung nach Artikel 1 § 32
Iblgenden Kalendernionats iii Kraft.

(3) Artikel 1 § II und 13 tritt nut .\hlattf des letzten Tages des
zweiten auf das Inkrafttreten der Rechts erordnung naclt Artikel 1

32 folgenden Kalendcrjahres in Kraft.
(4) Artikel 1 § 6 Absatz 2 und 3, § 7, 8 Absatz 2, § 9, 2t) Ab

satz 3. 24 Absatz 1 und 27 bis 29 tritt an dctn Tag in Kraft, an
dem die Rechtsverordnung nach Artikel 1 32 in Kraft tritt.
k5) In den Fällen derAbsätze 2 bis 4 gibt die für das Veterinärwe

sen zuständige Senatsvcrvi altttng jett eils den Tag des lnkrafttretens
im Gesetz— und Vernrdnungshlatt ftir Berlin bekannt.

Berlin. den 7. Juli 2016

Der Präsident des Abgeordnetenhauses mi Berlin
Ralf W i elan d

Das ‘, orstehende Gesetz wird hiermit erkündet

Der Regierende Bürgermeister
Michael M ü Iler


